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1. Sachlicher Grund bei Abänderung einer 
vereinbarten objektbezogenen Kostentrennung
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• Zur WEG-Anlage gehört eine Tiefgarage mit 15 Stellplätzen.

• Die Teilungserklärung weist bestimmten Wohneinheiten Sondernutzungsrechte an 
den Stellplätzen zu. 

• Die Erhaltungskosten für die Garagenhalle sind ausschließlich von den 
Sondernutzungsberechtigten zu tragen. 

• Im April 2022 beschlossen die Wohnungseigentümer, das Dach der Garage 
sanieren zu lassen und die damit verbundenen Kosten auf sämtliche 
Wohnungseigentümer im Verhältnis ihrer Miteigentumsanteile umzulegen.

• Ein Eigentümer ohne Sondernutzungsrecht erhebt Anfechtungsklage.

Prof. Dr. Florian Jacoby: Aktuelle WEG-Rechtsprechung



BGH v. 14.2.2025 – V ZR 236/23
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• Die Beschlusskompetenz zur Veränderung des Kreises der Kostenschuldner 
besteht im Anschluss an BGH v. 22.3.2024 – V ZR 81/23.

• Zur Entscheidung über die Ordnungsmäßigkeit prägt der BGH die Fallgruppe der 
Änderung einer vereinbarten objektbezogenen Kostentrennung. Er unterstellt in 
einer typisierenden Betrachtung, dass die Kostentrennung regelmäßig wegen des 
Gebrauchs oder der Gebrauchsmöglichkeiten angemessen sei. Daher bedürfe es 
zur Ordnungsmäßigkeit der Änderung eines sachlichen Grundes, der vom 
jeweiligen Einzelfall abhänge. Als Beispiel nennt der BGH:

Bedürfnis für Erhaltungsmaßnahme rührt vom sonstigen gemE her.

Bedürfnis erstreckt sich auf gesamtes gemE und Gesamtsanierung auf Kosten 
aller wird angestrebt.

Nicht genügend sei indes, dass die Statik des übrigen Gebäudes auch von der 
allein genutzten Garage betroffen sei (vgl. BGH v. 12.11.2021 – V ZR 204/20).

Prof. Dr. Florian Jacoby: Aktuelle WEG-Rechtsprechung



BGH v. 14.2.2025 – V ZR 236/23
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Sieht die Gemeinschaftsordnung eine objektbezogene Kostentrennung vor, so dass 
nur diejenigen Wohnungseigentümer, deren Sondereigentum (bzw. 
Sondernutzungsrecht) sich in dem jeweiligen Gebäudeteil (bzw. in dem jeweiligen 
separaten Gebäude) befindet, die darauf entfallenden Kosten zu tragen haben (hier: 
Kosten der Tiefgarage), widerspricht es in der Regel ordnungsmäßiger Verwaltung, 
durch Beschluss auch die übrigen Wohnungseigentümer an den auf diesen 
Gebäudeteil (bzw. auf das separate Gebäude) entfallenden Erhaltungskosten zu 
beteiligen; anders kann es nur dann liegen, wenn ein sachlicher Grund für die 
Einbeziehung der übrigen Wohnungseigentümer besteht.

Prof. Dr. Florian Jacoby: Aktuelle WEG-Rechtsprechung



2. Teil-Anfechtung der Abrechnungsspitze
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• Bewirtschaftungskosten 2020 betrugen insgesamt 46.056,96 €,

• Aus der Instandhaltungsrücklage wurden 20.744,31 € entnommen.

• Die Gesamtabrechnungssumme beträgt 40.112,65 € (46.056,96 € - 5.944,31 €). 
Der Abzugsbetrag errechnet sich aus der Differenz von 20.744,31 € („Entnahme lt. 
WP/Beschluss“) und einer „Zuführung lt. WP/Beschuss“ von 14.800 €. 

• Das lt. Wirtschaftsplan zu zahlende Hausgeld betrug insgesamt 31.512 €, die 
Zuführungen zu der Instandhaltungsrücklage beliefen sich auf 4.800 €.

• Daraus ergibt sich eine Unterdeckung von 3.800,65 € (40.112,65 € - 31.512 € -
4.800 €), die auf die Wohnungseigentümer entsprechend ihrem Kostenanteil 
verteilt wird. Z.B. errechnet sich für die Wohnung Nr. 3 eine Abrechnungsspitze von 
523,59 € .

Prof. Dr. Florian Jacoby: Aktuelle WEG-Rechtsprechung



Grundfragen
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• [12] Aufgrund des nach neuem Recht reduzierten Beschlussgegenstandes können 
Fehler der einem Beschluss nach § 28 Abs. 2 Satz 1 WEG zugrundeliegenden 
Jahresabrechnung nur dann zu einer gerichtlichen Ungültigerklärung führen, wenn 
der Fehler sich auf die Abrechnungsspitze und damit auf die Zahlungspflichten des 
Wohnungseigentümers auswirkt (vgl. Senat, Urteil vom 20. September 2024 - V ZR 
195/23, aaO Rn. 8).

• [14] Entnahmen aus der Erhaltungsrücklage sind verteilungsneutral und dürfen 
nicht in die Abrechnungsspitze einfließen.

Prof. Dr. Florian Jacoby: Aktuelle WEG-Rechtsprechung



Berichtigung der Berechnung
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• Bewirtschaftungskosten 2020 betrugen insgesamt 46.056,96 €,

• Aus der Instandhaltungsrücklage wurden 20.744,31 € entnommen.

• Die Gesamtabrechnungssumme beträgt 25.312,65 € (46.056,96 € - 20.744,31 €). 
Der Abzugsbetrag entspricht der Entnahme lt. WP/Beschluss in Höhe von 
20.744,31 €. 

• Das lt. Wirtschaftsplan zu zahlende Hausgeld betrug insgesamt 31.512 €, die 
Zuführungen zu der Instandhaltungsrücklage beliefen sich auf 4.800 €.

• Daraus ergibt sich wegen der Bewirtschaftungskosten eine Überdeckung von 
6.199,35 € (25.312,65 € - 31.512 €), die auf die Wohnungseigentümer 
entsprechend ihrem Kostenanteil verteilt wird. Z.B. errechnet sich für die Wohnung 
Nr. 3 eine Abrechnungsspitze von ### € .

Prof. Dr. Florian Jacoby: Aktuelle WEG-Rechtsprechung



BGH v. 11.4.2025 – V ZR 96/24
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1. Entnahmen aus der Erhaltungsrücklage sind verteilungsneutral und dürfen nicht in 
die Abrechnungsspitze einfließen.

2. Der Beschluss über die Einforderung von Nachschüssen oder die Anpassung der 
beschlossenen Vorschüsse kann teilweise angefochten bzw. für ungültig erklärt 
werden. Vorauszusetzen ist, dass die Abrechnungsspitze eine rechnerisch 
selbstständige und abgrenzbare fehlerhafte Kostenposition enthält und 
anzunehmen ist, dass die Wohnungseigentümer den Beschluss auch mit dem 
unbeanstandet gebliebenen Teil gefasst hätten.

Tenor: Der in der Wohnungseigentümerversammlung vom 8.12.2022 zu TOP 3 
gefasste Beschluss wird insoweit für ungültig erklärt, als in die Einforderung von 
Nachschüssen bzw. die Anpassung der beschlossenen Vorschüsse für das Jahr 
2020 eine Entnahme von 10.000 € aus der Erhaltungsrücklage eingeflossen ist.

Prof. Dr. Florian Jacoby: Aktuelle WEG-Rechtsprechung



3. Anspruch auf Lüftung?

• In einer Eigentümerversammlung im Juni 2022 beantragte ein Eigentümer unter 
Beifügung eines Lichtbildes der geplanten Abdeckung, ihm die Montage von vier 
Wohnraumentlüftungen mit außenseitig sichtbaren, farblich angepassten 
Abdeckungen und die hierzu erforderlichen Fassadenbohrungen mit einem 
Durchmesser von rund 225 mm unter Einhaltung des KfW-Standards zu gestatten.

• In der Versammlung wurden Bedenken über die Auswirkungen der geplanten 
Maßnahme auf die Bausubstanz und den KfW-Standard geäußert. Der Antrag 
wurde anschließend abgelehnt.



BGH v. 14.2.2025 – V ZR 86/24

1. Wird mit der Beschlussersetzungsklage die Gestattung einer Maßnahme nach § 20 Abs. 3 WEG 
verlangt, genügt es für die Vorbefassung, dass der Kläger in der Eigentümerversammlung die 
Beschlussfassung verlangt hat, wie er sie in der Folge von dem Gericht ersetzt verlangt. Die 
Zulässigkeit der Klage hängt nicht davon ab, dass der Kläger der Eigentümerversammlung weitere 
Informationen und Unterlagen vorgelegt hat.

2a.Ob der Anspruch eines Wohnungseigentümers auf Gestattung einer baulichen Veränderung das 
Einverständnis anderer Wohnungseigentümer voraussetzt, hängt entscheidend davon ab, ob sich 
ein Wohnungseigentümer nach der Verkehrsanschauung verständlicherweise beeinträchtigt fühlen 
kann (Fortführung von Senat, Beschluss vom 21. Dezember 2000 - V ZB 45/00, BGHZ 146, 241, 
246).

2b. Von einem einzelnen Wohnungseigentümer beabsichtigte Durchbrüche einer tragenden Wand oder 
Fassadendurchbohrungen sind nicht ohne weiteres als beeinträchtigende bauliche Veränderungen 
einzuordnen; ob sich andere Wohnungseigentümer durch derartige Eingriffe in die bauliche 
Substanz des Gemeinschaftseigentums verständlicherweise beeinträchtigt fühlen können, hängt 
vielmehr von einer tatrichterlichen Würdigung der Umstände des Einzelfalls ab (Fortführung von 
Senat, Beschluss vom 21. Dezember 2000 - V ZB 45/00, BGHZ 146, 241, 246 ff.).



4. Anfechtung einer Gestattung

• Durch Beschluss wurde dem Eigentümer der Penthouse-Wohnung im achten 
Obergeschoss der Einbau eines näher bezeichneten Split-Klimagerätes auf eigene 
Kosten gestattet; zugleich wurde festgelegt, dass das Außengerät auf 
Dämpfsockeln zur Körperschallentkoppelung zu montieren und wo es an der 
Fassade anzubringen ist.

• Die gestattete Klimaanlage hält die Grenzwerte der Technischen Anleitung zum 
Schutz gegen Lärm (TA Lärm) ein.

• Es wird darüber gestritten, welche Geräuschbeeinträchtigungen zu erwarten sind 
und inwieweit bereits der Gestattungsbeschluss vorzubeugen hat.



BGH v. 28.3.2025 – V ZR 105/24

1. Bei der Beurteilung, ob eine bauliche Veränderung (hier: Klimaanlage) einen Wohnungseigentümer 
gegenüber anderen unbillig benachteiligt und deshalb nicht gestattet werden darf, sind im 
Grundsatz nur die unmittelbar mit der baulichen Veränderung verbundenen Auswirkungen, nicht 
aber Auswirkungen des späteren Gebrauchs (hier: tieffrequenter Schall) zu berücksichtigen. 
Anders kann es nur sein, wenn bereits bei der Gestattung für die Wohnungseigentümer evident ist, 
dass der spätere Gebrauch zwangsläufig mit einer unbilligen Benachteiligung eines oder mehrerer 
Wohnungseigentümer einhergehen wird.

2. Die Bestandskraft eines Beschlusses, mit dem einem Wohnungseigentümer eine bauliche 
Veränderung gestattet wird, schließt gegen den Bauwilligen gerichtete Abwehransprüche anderer 
Wohnungseigentümer wegen Immissionen im räumlichen Bereich ihres Sondereigentums infolge 
der Nutzung der baulichen Veränderung nicht aus.

3. Ein bestandskräftiger Gestattungsbeschluss hindert die Gemeinschaft der Wohnungseigentümer 
nicht daran, die Nutzung der baulichen Veränderung auf der Grundlage der für die Hausordnung 
eingeräumten Beschlusskompetenz zu regeln; derartige Nutzungsregelungen müssen nicht 
zugleich mit der Gestattung beschlossen werden.



5. Schwarzbau

• Pächter will in Teileigentum eine Shisha-Bar betreiben, ergreift verschiedene 
Umbaumaßnahmen, entfernt u.a. ohne statische Berechnungen eine tragende 
Wand. Zwecks Installation einer Lüftungsanlage und Verlegung von Kabeln und 
einer Abwasserleitung lassen sie die Deckenplatte zwischen der Gewerbeeinheit 
und dem Keller sowie mehrfach – teils in einem Durchmesser von 1 m – die 
Fassade durchbohren.

• Hausverwaltung forderte verpachtende Eigentümerin auf, jegliche Eingriffe in das 
Gemeinschaftseigentum zu unterlassen.

• GdWE nimmt Eigentümer – näher bezeichnet – auf Wiederherstellung in Anspruch, 
vor dem AG erfolgreich.

• Eigentümer legt Berufung ein und begehrt Beschlussersetzung vor dem AG, den 
Bau zu genehmigen, was Versammlung zwischenzeitlich abgelehnt hatte.



BGH v. 21.3.2025 – V ZR 1/24

1. Einen vermietenden Wohnungseigentümer trifft eine Haftung als mittelbarer 
Handlungsstörer für von dem Mieter ohne erforderlichen Gestattungsbeschluss 
vorgenommene bauliche Veränderungen des gemeinschaftlichen Eigentums, 
wenn er die baulichen Veränderungen erlaubt hat, wenn er mit baulichen 
Veränderungen wegen einer von dem Mieter angekündigten Nutzungsabsicht 
rechnen muss und den Mieter gleichwohl nicht auf das Erfordernis eines 
vorherigen Gestattungsbeschlusses hinweist, oder wenn er es unterlässt, gegen 
den Mieter einzuschreiten, nachdem er Kenntnis von der Vornahme der baulichen 
Veränderungen erlangt hat.

2. Ein Wohnungseigentümer, der eine bauliche Veränderung ohne erforderlichen 
Gestattungsbeschluss vorgenommen hat, kann dem Beseitigungsanspruch aus 
§ 1004 Abs. 1 Satz 1 BGB nicht entgegenhalten, dass ein Gestattungsanspruch 
besteht (Fortführung von Senat v. 17.3.2023 - V ZR 140/22 „Beschlusszwang“).



BGH v. 21.3.2025 – V ZR 1/24

3a. Wird ein Wohnungseigentümer auf Unterlassung oder Beseitigung einer nicht gestatteten 

baulichen Veränderung in Anspruch genommen und verlangt er im Wege der Widerklage, einen 

Beschluss über die Gestattung der baulichen Veränderung zu ersetzen, steht der Widerklage das 

Gebot der Vorbefassung regelmäßig nicht entgegen.

3b. Bedarf der widerklagend geltend gemachte Gestattungsanspruch näherer Aufklärung, hat in der 

Regel ein Teilurteil über den entscheidungsreifen Beseitigungsanspruch zu unterbleiben; dagegen 

kann über eine Unterlassungsklage, mit der (lediglich) der Beginn oder die Fortsetzung einer nicht 

gestatteten baulichen Veränderung unterbunden werden soll, regelmäßig vorab durch Teilurteil 

entschieden werden.

3c. Erhebt der auf Beseitigung in Anspruch genommene Wohnungseigentümer Klage auf Ersetzung 

eines Gestattungsbeschlusses zum Amtsgericht, nachdem er erstinstanzlich zur Beseitigung 

verurteilt worden ist, kommt eine Aussetzung des auf den Beseitigungsanspruch bezogenen 

Berufungsverfahrens nicht in Betracht.



Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

Prof. Dr. Florian Jacoby

Direktor der Forschungsstelle 
für Immobilienrecht

Universität Bielefeld
Universitätsstr. 25 33615 Bielefeld

florian.jacoby@uni-bielefeld.de
https://jura.uni-bielefeld.de/jacoby/


